
Bundessozialgerieht

7 RAr 32/64 I m N a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit

° ° r o o a o o u o o u o e o o o o o o o ‚ ° 0 9

__
Beklagte und Revisionsklägerin,

Verkundet am

26° August 1965
.gegen

"
”A:;

o c\o a o o D 0 ac cc an a o no a 7

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 7. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 26° August 1965 durch

Bündesriehter Dr‚ K l ä ß
“‘Vorsitzender —
Bundesrichter ‘ P e t e r s e n ,
Bundesrichter ' Dr° K r e b s ,
Bundessozialriehter S e h l e g e l ,

kBündessozialrichter M o g

für Recht erkannt:

l‚ AHf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

-
Baye#ischen Landessozialgerichts vom 26° Februar
1964Äaufgehobena

\Die
sache

wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheädung an das Landessozialgerieht zurückverwiesen
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Die 1954 geborene Klägerin war bis zum 30° September 1961

als Buchhaltirin und Bürokraft bei einem Steuerberater in

Bad Tölz bes\häftigt° Sie hatte diese Stelle wegen bevor—

stehender Heirat und Wohnungswechsels nach Fürstenfeldbruck

am 150 August 1961 gekündigt° Nach ihrem Umzug meldete sie
sich am 2. Oktober 1961 arbeitslos„ Ihrem Antrag auf Ar—
beitslosengeld

(Alg) wurde dem Grunde nach stattgegeben, je»

doch gleichzeitig eine Sperrfrist von 12 Wochentagen gegen
sie verhängtj(Bescheid

vom 10" Oktober 1961), weil sie ihr

letztes Arbeitsverhältnis ohne wichtigen oder berechtigten

Grund aufgegeben habe° Die Eheschließung fand am 210 Ok—

tober 1961 (laut Tatbestand des Landessozialgerichts —LSG —:

am 20° Oktober 1961) statt„

Der Widerspruch der Klägerin gegen die Versagung des Alg auf

Zeit blieb erfolglos (Widerspruchsbescheid vom 4° Januar
1962)° Auf ihre Klage hin hob das Sozialgericht (SG) die
Sperrfristvejfügung auf (Urteil vom 16° Mai 1962). Die Be—
rufung der beklagten Bundesanstalt hiergegen wurde vom LSG

zurückgewiesen (Urteil vom 26° Februar 1964)° Zwar habe

der Klägerin ein "berechtigter" Grund im Sinne des 5 78

Abs° 1 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversichbrung (AVAVG) nicht zur Seite gestanden, doch

habe sie sich auf einen für sie wichtigen Grund im Sinne

des @ 80 AVAVG stützen dürfen° Damit entfalle aber die Be—

fugnis der Beklagten, ihr eine Sperrfrist wegen vorsätzli—

cher Aufgabe‘der Arbeitsstelle aufzucrlegen° Was unter

einem wichtigen Grund zur Arbeitsaufgabc zu verstehen sei,

werde im AVAVG nicht näher bestimmt° In Übereinstimmung
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mit den Grundsätzlichen Entscheidungen des Reichsversiche—

rungsamts (EVA) Nrn° 3676 und 3717 zu dem entsprechenden

@ 93 AVAVG aF sei dieser nach den allgemeinen arbeitsrechté

lichen Vorschriften zu beurteilen, vorausgesetzt es handele

sich um die Aufgabe eines Arbeitsverhältnisses ohne Einhal—

tung der gesetzlichen oder vertraglichen Kündigungsfrist°

Da das AVAVG die Auferlegung der Sperrfrist jedoch nicht

auf die fristlose Aufgabe des Arbeitsverhältnisses ohne wich—

tigen Grund beschränke, dürfe auch die fristgemäße Kündigung

eines Arbeitsverhältnisses nicht zur Verhängung einer Sperr—

frist führen, wenn sie aus wichtigem Grunde erfolge° Es ent—

spräehe weder dem Wortlaut noch dem Sinne des 5 80 Abs„1 AVAVG,

der die versieherungsreehtliehen Folgen einer Sperrfrist nur
bei verschuldeter Arbeitslosigkeit eintreten lasse, wolle man

den Begriff "wichtiger Grund" lediglich nach den engeren,
teilweise kasuistischen Vorschriften des Arbeitsrechts über

den wichtigen Grund zur fristlosen Kündigung eines Arbeits—

verhältnisses auslegen° Vielmehr gebe es Gründe, bei denen

die Fortsetzung des ArbeitsVerhältnisses dem Arbeitnehmer auf

die Dauer nicht zuzumuten sei, ohne daß ihm deshalb auch die

Einhaltung der gesetzlichen oder vertraglichen Kündigungsfrist

unzumutbar wäre° In diesem Falle bestehe ein wichtiger Grund

zwar nicht zur fristlosen Kündigung im Sinne der arbeits—

reehtliehen Vorschriften, aber zur fristgemäßen Aufgabe des

Arbeitsverhältnisses° Ein solcher wichtiger Grund liege vor,

wenn eine Arbeitnehmerin nach auswärts heirate und deshalb

ihrer Verpflichtung zur Herstellung der ehelichen Lebensge—

meinsehaft dadurch nachkomme, daß sie das Arbeitsverhältnis

beende° Das sei bei der Klägerin der Fall, auch wenn die Ehe—

schließung selbst erst einige Zeit später stattgefunden habe°

Revision wurde zugelassen°
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Die Beklagte legte Revision ein und beantragte,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

sowie des Urteils des SG München vom 16° Mai 1962

die Klag abzuweisén,

hilfsweise,

‘den Rech sstreit zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückzuvcrweisen„_i
/

Sie rügt Verletzung von 5 80 AVAVG. Der Begriff "wichtiger

Grund" sei

iä

AVAVG zwar nicht näher definiert° Nach der
ständigen Redhtsprechung des BVA, die den einschlägigen

Materialien zufolge durch die ”Große Novelle" zum AVAVG von
1957 weder berührt noch als ergänzungs— oder erweiterungs—

bedürftig angesehen worden sei, müsse hierunter allgemein

der im Arbei■srecht geläufige Begriff des wichtigen Grundes
für eine fristlggg Kündigung verstanden werden" Die bevor—
stehende Hei at und der Zuzug der Klägerin zu ihrem Ehemann

stelle jedoch einen solchen wichtigen Grund im Sinne des

Arbeitsrechts und damit des @80 AVAVGfür die Aufgabe der
Arbeitsstelle nicht dar° Ihr sei es vielmehr durchaus zuzu—

muten gewesen, das Arbéitsverhältnis erst mit Ablauf der
ordentlichen5Kündigungsfrist

zu beenden, wie es tatsächlich

auch geschehen sei° Die von ihr vertretene Auslegung des

Begriffs "wichtiger Grund" sei auch verfassungskonform und

vorstoße insbesondere nicht gegen Art° 6 des Grundgesetzes

(GG)° Die Vérsagung des Alg für eine zeitlich begrenzte

Dauer bewirké einen gewissen Schutz der Versiohertengemein—

schaft vor der Manipulierung des versicherten Risikos durch

den einzelnen Versicherten, und stelle somit eine Maßnahme

dar, die jeder Versicherung eigentümlich sei, Sie richte

sich weder gegen die Eheschließung selbst noch greife sie

unmittelbar oder mittelbar in die von Art° 6 GG geschützten

verbicte
|.

Rechtsgüter ein„ Diese grundgesetzliche Vorschrift
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im übrigen nicht, daß an den Tatbestand der Eheschließung

Rechtsfolgen mit gewissen wirtschaftlichen Auswirkungen ge—

knüpft würden, wie das Bundesverfassungsgericht in seinem

Beschlußvom'17„ Januar 1957(1 BVD4/54) zu 5 28 desEin—
kommensteuergesetzes (EStG) festgestellt habe„ Schließlich

sei die Auffassung des LSG, daß der wichtige Grund in 5 80

AVAVG zumindest in Fällen vorliegender Art weiter als im

Sinne der früheren Rechtsprechung des BVA auszulegen sei,

um deswillen bedenklich, weil mit gleichem Recht auch ein

Ehemann seine auswärtige Beschäftigung aufgeben oder eine

solche von vornherein ablehnen dürfe, ohne daß gegen ihn

eine Sperrfrist verhängt werden könne° Diese Folge würde

den zwisehenbezirkliehen Arbeitskräfteausgleich und die

entsprechende Vermittlung weitgehend unmöglich machen° Als—

denn könne dem Gebot des @ 56 AVAVG nicht mehr ausreichend
Rechnung getragen werden° Selbst bei weitester Auslegung

des 5 80 AVAVG müsse eine Abwägung zwischen den Interessen

des Einzelnen und jenen der Versichertengemeinschaft erfol-

gen" Sie erfordere, daß der Einzelne im Interesse der Ver—

sichertengemeinschaft rechtzeitig alles unternommen habe,

um den Versieherungsfall nicht eintreten zu lassen° Diesem

Gebot sei die Klägerin offensichtlich nicht nachgekommen,

Die Klägerin ist im Revisionsverfahren nicht vertreten; Er—

klärungen zur Sache wurden von ihrer Seite nicht abgegeben°

Die nach 5 162 Abs° 1 Nr° 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

statthafte Revision ist zulässig und begründet°

Streitig ist vorliegend allein die Befugnis der Beklagten,

der Klägerin das Alg für 12 Tage wegen Aufgabe ihrer Arbeits-

stelle zu versagen (Sperrfrist)° Nach 5 80 Abs° 1 AVAVG ist
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das Alg für 2Ä Tage — mit zulässiger Abkürzung bis auf 12

oder mit Verl”ngerung bis zu 48 Arbeitstagen gemäß 5 81 AVAVG —
unter anderem zu versagen, wenn der Arbeitslose seine Arbeits—

stelle ohne wichtigen oder 0hnc berechtigten Grund aufge-
geben hat° Was der Gesetzgeber unter einem "berechtigten“

Grund verstanden
wissen will, ergibt sich eindeutig aus der

Verweisung auf 5 78 Abs° 2 AVAVG° Dort sind — wie der er—

‚kennende Senat bereits in seiner bisherigen Rechtsprechung

zum einschlägägen Fragenkreis ausgeführt hat (BSG 21, 205 ff)—

die "berechtigten Gründe" zur Arbeitsablehnung — hier zur
Arbeitsaufgabe — unter den Nummern 1 bis 6 abschließend und

erschöpfend geregelt (vgl° Draeger/Buchwitz/Schönefelder,
AVAVG Anm° 8 Zu @ 80 und Anm° 17 zu 5 78)„ Das Berufungs—

gericht hat in Seinem angefochtenen Urteil unbestritten und
zutreffend festgestellt, daß der Klägerin nach ihrem eigenen

Vorbringen ein "berechtigter" Grund im Sinne des @ 80 Abs° 1

i„v„m„ % 78 Abso 2 AVAVGbei ihrer Arbeitsaufgabe in Bad Tölz

nicht zur Seite gestandenhat„ Seine diesbezüglichen tat—
‘sächlichen Fest8tellungen sind für das Bundessozialgerioht

(BSG) bindend (@ 163 see)° Somit erübrigt sich eine nähere
Prüfung der in © 78 Abs„ 2 AVAVG aufgeführten "berechtigten

Gründe", von denen im Falle der Klägerin ohnehin höchstens
Nr° 5 in Betracht gekommen wäre°

Was unter denäBegriff des "wichtigen Grundes" in 5 80 Abs° 1

AVAVG zu verstehen ist, hat der Gesetzgeber ebensowenig wie

früher in dem dieser Vorschrift entsprechenden @95 AVAVGaF
näher beStimmta sondern es lediglich bei der Verwendung des

unbestimmten Rechtsbegriffs belassen„ Er hat sich auch darü—

ber nicht erklärt, ob er ihn ähnlich oder entsprechend ausge—
legt Wissen Will wie den gleichlautenden Begriff auf anderen

ReChtsgebieten, Vornehmlich im Arbeits— oder Zivilrechto Der
Begriff ”wichtiger Grund” ist also, wie die Beklagte zutreffend

l

‚ .
!
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vermerkt, nach den allgemeinen Grundsätzen und Regeln der
Auslegung mit einem konkreten Inhalt ausäufüllen (vgl° BSG

10, 51 ff)° Das hatte bereits das BVA in jahrzehntelanger

ständiger Rechtsprechung getan° Es ging davon aus, daß zum
einen die Frage, was als wichtiger Grund im Sinne des 5 80

(93 aF) AVAVGzu gelten habe, öffentlich—rechtlicher Natur
sei (GE Nr, 4272, AN 1932, 45) und sie zum anderen in An—
lehnung an die allgemeinen arbeits— oder dienstrechtlichen

Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB), des Han—

delsgesetzbuches (HGB), der Gewerbeordnung (GewO), der vor—
läufigen Landesarbeitsordnung oder unter Umständen auch des

.Landesrechts zu beurteilen sei (GE Nr° 3678 und Nr° 3717 in

AN 1930, 101 und 193; GE Nr„ 4272 und Nr° 4327 in AN 19329

45 und 102), Ein wichtiger Grund zur Arbeitsaufgabe in

diesem Sinne liegt danach vor, wenn unter Berücksichtigung

sämtlicher Interessen und Umstände einer der Vertragspartei—
en die Fortsetzung des Arbeitsverhältnissea und die Einhal-

tung der entsprechenden Kündigungsfrist nicht zugemutet wer—

den kann und ihr deshalb die fristlose Aufkündigung des Ar?

beitsverhältnisses zugebilligt werden muß° Das BVA stützte

diese Auslegung hauptsächlich auf eine Begründung, die 1927

zu 5 56 des Entw° eines Gesetzes über Arbeitslosenversiche—

rung vor dem Deutschen Reichstag gegeben wurde (vgl° Ver—

handlungen des Reichstages, 5, Wahlperiode, Bd„413‚ SO 89

zu 5 56), Die Rechtsprechung des BVA, die auch im Schrift—

tum allgemein Anerkennung gefunden hatte, hat das Bundes-

arbeitsgericht (BAG) für das Arbeitsvertragsrecht fortge-

führt° Es erachtet einen wichtigen Grund im Sinne der ein—

schlägigen Gesetze immer dann für gegeben, wenn Umstände ein—

getreten sind, die nach verständigem Ermessen dem einen oder

anderen Teil des Arbeitsverhältnisses dessen Fortsetzung nicht

mehr zumutbar erscheinen lassen, da sonst das Interesse des
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Kündigenden in unbilliger Weise geschädigt würde (vgl° BAG

in AP 4, 5, 6, 13 zu 5 626 BGB)° Ob ein wichtiger Kündi—
gungsgrund vorliegt, ist Tatfrage° Dabei ist der gesamte

Sachverhalt zu untersuchen, und zwar unter Interessenabwä—

gung° Wird eine unbillige Interessenschädigung festgestellt,

so ist der Tatbestand des wichtigen Grundes erfüllt° Der
gesamte Sachverhalt, nicht allein der zur Begründung der

Kündigung angeführte Einzelumstand, unterliegt der-Beurteilung°

! .

Allerdings ha■te das BVA in seiner Rechtsprechung, soweit er—
kennbar, niemals herausgestellt oder entscheidend darauf

abgehoben, daß 5 93 AVAVG aF (wie jetzt @ 80 AVAVG nF) seinem
Sinn und Zweck nach — als Schutz der Versichertengemeinschaft

vor unberechtigter Manipulierung des Versicherungsfalles

durch Einzelne — grundsätzlich alle Fälle der Arbeitsaufgabe

erfaßt, also sowohl denjenigen der fristlosen wie auch jenen

einer fristgemäßen Aufgabe der Arbeitsstelle, Es sind hier—

bei durchaustründe denkbar, die so wichtig sind, daß sie

zwar\nicht
eihe

fristlose Kündigung, doch aber die Beendigung

des Arbeitsverhältnisses unter Einhaltung der jeweiligen Kün—

digungsfrist rechtfertigen, weil seine Fortsetzung auf die

Dauer für einen Beteiligten unzumutbar ist, Immerhin hat in

dieser Richtung das BAG, jedenfalls was die Aufhebung eines

Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber anbelangt, bereits

entschieden, daß eine fristgemäße Kündigung keinen Verzicht

auf die fristlose Kündigung aus wichtigem Grunde enthält

(BAGin NJW1955,606),
Die vom_RVA wie„„vom BAG£-entwickelten Grundsätze und Vor—

aussetzungen für die Beurteilung des "wichtigen Grundes" hält

der erkennende Senat bei der Anwendung des © 80 Abs° 1 Satz 1

AVAVG auch jdtzt noch für zutreffend° Sie sind sachgerecht

und gesetzesmäßig(BSG21, 207)°
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Der gegenwärtig zu entscheidende Fall gibt keine Veranlassung,

von der bisherigen Rechtsprechung des Senats abzuweichen„

Dies um so weniger, als 5 80 Abs° 1 AVAVG die Versicherten—
gemeinschaft vor Manipulierung des Versicherungsfalles bei

jeder Art der Aufgabe der Arbeitsstelle schützen soll, also

der fristlosen ebenso wie der fristgemäßen (vgl° BT—Drucks°

NL. 1274, II. Wahlperiode, s„ 82, 833u° 123)° Die Zweckbe—
stimmung des @ 80 Abs° 1 AVAVG — der ohnehin nur einen zeit—

lich begrenzten Schutz der Versichertengemeinschaft vor un—

rechtmäßig herbeigeführten Versicherungsfällen enthält — ge—

bietet nicht, daß einzig dann von der Verhängung einer Sperr—

frist (Versagung der Leistung auf Zeit) abzusehen ist, wenn
der Arbeitslose einen Grund zur fristlosen Kündigung seines

Arbeitsplatzes hat, daß er dagegen in den Fällen fristge—
rechter Lösung des Arbeitsverhältnisses ohne Grund zur frist—

losen (außerordentlichen) Kündigung stets mit einer Sperr—
frist getroffen werden muß° Jedenfalls zwingt die Fassung

des 5 80 Abs° 1 AVAVG nicht zu einer derartig einengenden

Auslegung, weil sie den ”wichtigen" oder den "berechtigten"

'Grund ohne Einschränkung und ohne zusätzliche Bedingungen

als Entschuldigung für jede Art der Arbeitsaufgabe gelten

läßt° Schon vom Wortlaut her sind deshalb beide Fälle nicht

abweichend oder unterschiedlich zu behandeln“

.Weiterhin ist der Auffassung der Beklagten nicht zu folgen,

daß die Entstehungsgeschiehte des ursprünglichen @ 56 AVAVG

und die hieran anknüpfende Rechtsprechung des BVA zu @ 93

AVAVG aF einerseits sowie das völlige Schweigen des Gesetz—

gebers über den Inhalt des Begriffs "wichtiger Grund" bei der

Schaffung des 5 80 AVAVG nF andererseits der oben dargelegten
Rechtsansicht des Senats widersprechen und zu einer Auslegung

des streitigen Begriffs ausschließlich im Sinn der früheren

Entscheidungen des BVA — weil angeblich vom Gesetzgeber des

5 80 Abs° 1 AVAVG nF so gewollt — zwingen° Die Beklagte

_10_
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übersicht, daß nach herrschender Auffassung über die Aus—

legung von
Gesetzestexten allein der in der gesetzlichen

Vorschrift sdlbst zum Ausdruck kommende "objektivierte

Wille" des Gesetzgebers maßgeblich ist, so wie er sich aus
dem Wortlaut und dem Sinnzusammenhang ergibt, nicht aber

die subjekti■e Vorstellung der am Gesetzgebungsverfahren

beteiligten Organe oder die Auffassung von Behörden, die

für die Ausführung des Gesetzes zuständig sind° Die Ent—

stehungsgeschichte einer Vorschrift hat ebenfalls nur inso—

weit Bedeutu g, als sie darin selbst erkennbaren Nieder—

schlag gefunden hat (BVerfG 1, 312; BSG 6, 255; 9, 160)°

Der Wortlaut von 5 80 Abs° 1 AVAVG nF indessen läßt ebenso

wie seine Stellung im Aufbau des Gesetzes, also innerhalb

dessen gesam er Systematik, einen Willen des Gesetzgebers3r

Beklagten vermuteten Richtung nicht erkennen.

Nach alledem stehen-weder rechtliche noch sachliche Argu—

mente dem Standpunkt des Senats entgegen, daß neben dem

wichtigen Grund zur fristlosen Kündigung eines Arbeitsver—
hältnisses i?

Sinne des Arbeitsrechts durchaus im Einzelfall

auch Gründe enkbar sind, die als "wichtig" im Sinne von
5 80 Abs. 1 AVAVG anerkannt werden müssen, weil sie unter

Abwägung der Belange beider Vertragsparteien und nach ver—

ständigem Ermessen dem Arbeitnehmer die Fortsetzung des
Arbeitsverhältnisses auf die Dauer unzumutbar machen, ohne

daß sie ihm unbedingt gleichzeitig das Recht zur fristlosen

Kündigung gerähren° _, . ' 1

in der von d

In dem vorbe eichneten Urteil des erkennenden Senats (BSG

21, 205 ff) ist ferner entschieden, daß die Eheschließung

und der Zuzug zum Ehegatten für sich allein nicht als

"absoluter" wichtiger Grund gilt, daß hierbei aber im Ein—

zelfall das Hinzutreten besonderer Umstände einen wichtigen

Grund im Sinne des @ 80 Abs° 1 Satz 1 AVAVG schaffen kann.

Ob solche vorliegen, ist Tatfrage und muß jeweils des näheren
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geklärt werden„ Ebenso kann nach dieser Entscheidung — je

nach Lage des Falles — von einem Arbeitnehmer mit Heirats—

absicht erwartet werden, daß er sich rechtzeitig, also schon-

vor oder bei Kündigung des alten Eeschäftigungsverhältnisses,

um einen Anschlußarbeitsplatz an dem neuen Aufenthaltsort

bemüht und das für ihn Zumutbare dazu beiträgt, den Versiche—

rungsfall nicht eintreten zu lassen° Hierdurch beweist er
zugleich seine ernstliche Arbeitsbereitschaft für die Zukunft°

Erfahrungsgemäß bereitet es den Dienststellen der beklagten

Bundesanstalt — namentlich was den Beruf der Klägerin anbe—

trifft — derzeit in aller Regel keine Schwierigkeiten, ge—

eignete Arbeitsstellen zu beschaffen oder Arbeitsangebote

nachzuweiseno

Diese Grundsätze, die für Männer und Frauen im Recht der Ar—

beitslosenversicherung gleichermaßen Gültigkeit haben (Art„

3 Abs° 2 GG), sind bei einer fristgemäßen Kündigung des Ar—

beitsverhältnisses ebenfalls anzuwenden„ Der vorstehend ge—

kennzeichnete Beurteilungsrahmen, der für die Prüfung des

"wichtigen Grundes" (einschließlich der dabei erforderlichen

Interessenabwägung) maßgebend ist, steht im Einklang mit dem

Leitgedanken des © 56 AVAVG,daß die Vermittlung in Arbeit
den Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung und Arbeits-

losenhilfe vorgeht° Hierbei finden die persönlichen Bindun—

gen und sozialen Verhältnisse der in die Ehe eintretenden

oder verheirateten Frauen und ihre daraus erwachsenden häus—

lichen oder familiären Pflichten hinreichend Berücksichti—

gung (5 39 und 76 AVAVG)° Durch die Anwendung des © 80
Abs° 1 AVAVG nach vorstehender Maßgabe werden Ehe und Familie

in ihren durch Art° 6 Abs° 1 GG geschützten Bestand und We—
sensinhalt nicht gefährdet oder beeinträchtigt° Insbesonde—

re wird auch das Recht und die Pflicht zur Herstellung der

ehelichen Lebensgemeinschaft (@ 1353 Satz 1 BGB) nicht aus-
geschlossene Keine Vorschrift der Arbeitslosenversicherung

_12_
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verwehrt es dem Arbeitnehmer, seine Arbeitsstelle aufzu—

'geben, weil er heiraten oder im Zusammenhang damit den Wohn—

sitz wechseln‘will° Verursacht dieser Entschluß Arbeits—

losigkeit, so wird der Arbeitnehmer von den zulässiger—

weise an die Auslösung des Versicherungsfalles geknüpften

gesetzlichen Folgen (hier: zeitliche Beschränkung des Lei—
stungsanspruchs) allerdings nur befreit, falls ein "wichti-

ger Grund" der vorstehend gekennzeichneten Art sein Verhal—

ten rechtfertigt (vgl„ auch BVerfG vom 17„1°1957 — 1\BVL_
4/54 zu 5 28 EStG; BSG5, 298, 301)° “

Im

vorliegendin

Fall hat das LSG zwar in den Tatbestand auf—

genommen, daß die-Klägerin "nach ordentlicher Kündigung"

ihre Stelle aufgegeben habe, Es hat jedoch keine Feststel—

lungen darüber getroffen, ob bei ihr — außer der geplanten,

aber noch rund drei Wochen ausstehenden Heirat — noch be—

sondere Umstände hinzutreten, die im dargelegten Sinne einen

”wichtigen Grund" bilden. Ein solcher wäre bei der Klägerin

möglicherweise etwa dann anzuerkennen, wenn ihr allein,

falls der Ehepartner dazu völlig außerstandc war, in den

Wochen vor der eigentlichen Eheschließung die Bemühungengl

um die Beschaffung der auswärtigen Wohnung und des notwen—

digen Hausratas oblagen oder wenn sie sonst außergewöhnliche

Schwierigkeiten sachlicher wie persönlicher Art zur Begrün—

dung des ehel'chen Hausstandes innerhalb dieser Zeit bewäl—

tigen mußteo 3Das LSG hat des weiteren nichts darüber er—

mittelt, ob sich die Klägerin rechtzeitig, also vor oder bei

Kündigung ihres Arbeitsverhältnisses in Bad Tölz, um einen
Anschlußarbeiüsplatz in Fürstenfeldbruck bemühte° Diese

Feststellung ist wegen der gesetzlichen Voraussetzung der

ernstlichen Arbeitsbereitschaft bedeutsam, wenn auch im übri—

gen die Verfügbarkeit der Klägerin nach dem 20 Oktober 1965

nicht im Streit befangen und deswegen nicht weiter zu unter—
!suchen waro
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Aus beiden Gründen muß daher die Sache unter Aufhebung

des bisherigen Urteils zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das LSG zurückverwiesen werden (£ 170 Abs° 2

und 4 SGG)° '

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehalteno
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